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Beneš-Dekrete:





Auszüge von Teilen der völkerrechtswidrigen Beneš-Dekrete

sowie einiger Gesetze und Bekanntmachungen

1. Wichtige Nationalisierungs - und Konfiskations - Dekrete bzw. Gesetze

Dekret Slg.Nr. 5 vom 19.Mai 1945: Vermögensrechtliche  Rechtsgeschäfte 
Dekret Slg.Nr. 12 vom 21.Juni 1945: Konfiskation des landwirtschaftlichen 
Vermögens           
Bekanntmachung des Finanzministeriums vom 22. Juni 1945: Sicherstellung des
deutschen Vermögens                                      
Dekret Slg.Nr. 108 vom 25. Oktober 1945: Konfiskation des feindlichen Vermögens  
Dekret Slg.Nr. 122 vom 18.Oktober 1945: Auflösung der Deutschen Universität 
Prag - Vermögensentzug                                            
Gesetz Slg.Nr. 131 vom 6.Mai 1948: Auflösung der Evangelischen Kirche - 
Vermögensentzug                    

2. Staatsbürgerschaftsverlust  von Personen deutscher und madjarischer 

Nationalität

Verfassungsdekret Slg.Nr. 33 vom 2. August 1945: Regelung der Staatsbürgerschaft
von Personen deutscher und madjarischer Nationalität

3. Zwangsarbeit und Arbeitspflicht:

Dekret Slg.Nr. 71 vom 19. September 1945: Arbeitspflicht der Personen, die die
tschechoslowakische Staatsbürgerschaft verloren haben
Dekret Slg.Nr. 126 vom 27. Oktober 1945: Zwangsarbeit - Sonderabteilungen

4. Gesetze über die Auflösung der Arbeitsverhältnisse der Deutschen und 

Madjaren

Gesetz Slg.Nr. 83 vom 11. April 1946: Beendigung der Arbeits (und Lehr)-verhält
nisse der Deutschen, Madjaren, der Verräter  und ihrer Helfershelfer.

5. Straffreistellungs- bzw. Amnestiegesetz: Gesetz Slg.Nr. 115 vom 8.Mai 1946
6. Rassismus pur: Landzuteilung: Dekret Slg.Nr. 28 vom 20.7 1945
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Beginn des Leidensweges.
Sammellager unter freiem
Himmel vor  dem Abschub. 

So sah die Humanität der euro-
päischen Nachkriegsordnung
de facto aus. 



Dekret des Präsidenten der Republik vom 19. Mai 1945

über die Ungültigkeit einiger vermögensrechtlicher Rechtsgeschäfte aus der

Zeit der Unfreiheit und über die nationale Verwaltung der Vermögenswerte

der Deutschen, der Madjaren, der Verräter und Kollaboranten und einiger

Organisationen und Anstalten.

Dekret Slg.Nr. 5

Ausnahmslos alle Vermögensübertragungen und vermögensrechtlichen Rechtsgeschäfte
ohne Rücksicht darauf, ob sie bewegliches oder unbewegliches, öffentliches oder priva-
tes Vermögen betreffen, sind ungültig, sofern sie nach dem 29.September 1938 unter
dem Druck der Okkupation oder der nationalen, rassischen oder politischen Verfolgung
vorgenommen wurden. (§1, Abs. 1)

Das im Gebiete der Tschechoslowakischen Republik befindliche Vermögen der staatlich
unzuverlässigen Personen wird  gemäß den weiteren Bestimmungen dieses Dekretes
unter nationale Verwaltung gestellt. (§2, Abs. 1)

Als staatlich unzuverlässige Personen sind anzusehen:
a) Personen deutscher und madjarischer Nationalität (§4)
Als Personen deutscher oder madjarischer Nationalität sind Personen anzusehen, die
sich bei irgendeiner Volkszählung seit dem Jahre 1929 zur deutschen oder madjarischen
Nationalität bekannt haben oder Mitglieder nationaler Gruppen, Formationen oder
politischer Parteien geworden sind, die sich aus Personen deutscher oder madjarischer
Nationalität zusammensetzen. (§6)
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Nur eine verständliche Reaktion des Mobs?



Verordnung des Finanzministeriums vom 22. Juni 1945,

Gesch.Z. 461/45-IV/5 über die Sicherstellung des deutschen Vermögens

Amtsblatt Nr. 83

Das Finanzministerium verordnet gemäß § 23 Abs.1 der Regierungsverordnung vom 23.
Juni 1939, Slg.N. 155, durch die eine Devisenordnung erlassen wird:
I.
Auszahlungen oder Überweisungen aller Art aus Einlagen oder Konten, welche bei den
Geldinstituten für Deutsche, für deutsche Unternehmungen und deutsche Institutionen
gleich welcher Art geführt werden, sind verboten. Ausnahmen können nur das
Finanzministerium oder die von ihm ermächtigten Behörden bewilligen. (§1)

Jegliche Übertragung inländischer Einlage (Spar-) Bücher und Einlagescheine, welche
Deutsche (deutschen Unternehmungen und deutschen Institutionen) gehören, auf ande-
re Personen ist verboten. Ausnahmen können nur das Finanzministerium oder die von
ihm ermächtigten Behörden bewilligen. (§3)

IV. §8(1) Die Deutschen (die deutschen Unternehmungen und deutschen Institutionen)
sind verpflichtet, spätestens innerhalb von 15 Tagen nach der Veröffentlichung 
dieser Bekanntmachung in ein auf ihren Namen lautendes Sperrdepot bei irgend
einem hierzu vom Finanzministerium ermächtigten Geldinstitut zu hinterlegen:
a) In- und ausländische Aktien, Kuxe, festverzinsliche Werte und andere Wertpa-
piere,                                                                 
b) Edelmetalle und aus ihnen verfertigte Gegenstände,                                       
c) Edelsteine und Perlen,
d)Wert- und Kunstgegenstände, wie auch Sammlungen solcher Gegenstände,
e) Briefmarkensammlungen und -sätze, welche sich am Tage des Inkrafttretens die-
ser Bekanntmachung in ihrem Eigentum, Miteigentum oder Besitz befinden.
(2) Einer Ermächtigung zur Aufnahme dieser Gegenstände (Sammlungen) in Sperr-
depots bedürfen Devisenbanken in tschechischer Verwaltung nicht.
(3) Für die auf diese Weise errichteten Sperrdepots gelten gleichfalls die Vorschrif-
ten des §4 dieser Bekanntmachung.                         
§11
(1) Vom  Tage des Inkrafttretens dieser Bekanntmachung an ist den Deutschen (den
deutschen Unternehmungen und den deutschen Institutionen) der entgeltliche 
Erwerb des in §8 Abs. 1 erwähnten Vermögens im Inlande verboten. 
Erwerben sie derartiges Vermögen unentgeltlich, so sind sie verpflichtet, es inner-
halb von drei Tagen in ein Sperrdepot zu hinterlegen (vgl. §8).
(2) Andere Ausnahmen von dem Verbot gestatten das Finanzministerium oder die
von ihm ermächtigten Behörden. Sämtliche vorstehende Bestimmungen gelten 
entsprechend für Madjaren, madjarische Unternehmungen und madjarische 
Institutionen. 
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Dekret des Präsidenten der Republik vom 21. Juni 1945 

über die Konfiskation und beschleunigte Aufteilung des landwirtschaftlichen

Vermögens der Deutschen, Madjaren, wie auch der Verräter und Feinde des

tschechischen und des slowakischen Volkes

Slg.Nr. 12

Um dem Rufe der tschechischen und slowakischen Bauern und Landlosen nach einer
konsequenten Verwirklichung einer neuen Bodenreform entgegenzukommen und gelei-
tet vor allem von dem Streben, ein für allemal den tschechischen und slowakischen
Boden aus den Händen der fremden deutschen und madjarischen Gutsbesitzer wie auch
aus den Händen der Verräter der Republik zu nehmen und ihn in die Hände des tsche-
chischen und slowakischen Bauerntums und der Landlosen zu geben, bestimme ich auf
Vorschlag der Regierung:
Mit augenblicklicher Wirksamkeit und entschädigungslos wird für die Zwecke der
Bodenreform das landwirtschaftliche Vermögen enteignet, das im Eigentum steht:
aller Personen deutscher und madjarischer Nationalität, ohne Rücksicht auf die
Staatsangehörigkeit (§1, Abs. 1a)

Unter landwirtschaftlichem Vermögen (§1 Abs.1) ist zu verstehen: 
der land- und forstwirtschaftlich genutzte Boden, zu ihm gehörende Gebäude und
Einrichtungen, die der eigenen land- und forstwirtschaftlichen Wirtschaftsführung die-
nenden Betriebe, wie auch das bewegliche Zubehör (lebendes und totes Inventar) und
alle Rechte, die mit dem Besitz des konfiszierten Vermögens und seiner
Teile verbunden sind. (§4)
Auf Grund von §1 konfisziertes landwirtschaftliches Vermögen wird bis zur Übergabe
an die Zuteilungsempfänger vom Nationalen Bodenfonds beim Landwirtschaftsmini-
sterium verwaltet, der hiermit errichtet wird. Die Regierung wird ermächtigt, das
Statut dieses Fonds zu erlassen. (§6, Abs. 1)

1) Von dem durch den Nationalen Bodenfonds verwalteten landwirtschaftlichen 
Vermögen ist Boden an Personen slawischer Nationalität als Eigentum zuzuteilen: 

(2) In Bezirken mit einer überwiegenden Bevölkerungsmehrheit  deutscher Nationa-
lität bleibt der Boden unter der Verwaltung des Nationalen Bodenfonds für die 
Erfordernisse der Innenkolonisation, wenn nicht genügend nach Abs. 1 Buchst. a)
bis f) qualifizierte Bewerber tschechischer oder anderer slawischer Nationalität vor
handen sind.

(3) Waldboden bis zu 50 bzw. bis zu 100 ha (§6 Abs. 2) kann Gemeinden und 
Waldgenossenschaften zugeteilt werden. Dieser Boden unterliegt der
Staatsaufsicht. (§7)
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Entgermanisierungszitat Masaryks: "Für diese Landesfremden [Deutsche,
Anm. d. Verf.] wird man vielleicht einen gewissen modus vivendi finden... im
übrigen bin ich überzeugt, daß es eine sehr rasche Entgermanisierung geben
wird." (Interview im Matin, Prag, 12.01.1919)



Dekret des Präsidenten der Republik vom 20. Juli 1945

über die Besiedlung des landwirtschaftlichen Bodens der

Deutschen, der Madjaren und anderer Staatsfeinde durch

tschechische, slowakische und andere slawische Landwirte.

Slg. Nr. 28.

Auf Vorschlag der Regierung bestimme ich:
Das auf Grund des Dekretes des Präsidenten der Republik vom 21. Juni 1945, Slg. Nr.
12, über die Konfiskation und die beschleunigte Aufteilung des landwirtschaftlichen
Bodens der Deutschen, der Madjaren, wie auch der Verräter und Feinde der tschechi-
schen und der slowakischen Nation, konfiszierte und dem Nationalen Bodenfonds
gehörende landwirtschaftliche Vermögen wird, soweit es nicht im Sinne des Konfis-
kationsdekretes aufgeteilt wird, durch Zuteilung von Boden an berechtigte Bewerber
(§ 2) aus Bezirken, in denen ein Mangel an Boden besteht oder in denen für die
Landwirtschaft ungünstige Bedingungen herrschen, besiedelt. (§ 1)
Um eine Bodenzuteilung im Rahmen der Besiedlung können staatlich und national
zuverlässige Angehörige der tschechischen, der slowakischen oder einer anderen slawi-
schen Nation ansuchen. (§ 2, Abs. 1)
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40.000

Gewerbebetriebe

unter nationaler

Verwaltung

Nun ins

Eigentum!

Das Ansiedlungsamt erfüllt das

Versprechen von  Gottwalds

Regierung

Beneš hat sich am 14. 02. 1946 vor einer Abordnung von 9. 000 Verwaltern von  ent-
eigneten Betrieben gerühmt, er habe schon seit 1920 für die systematische, wirtschaftli-
che Verdrängung der Deutschen gearbeitet. (aus Svobodny Smer, Pilsen am 17. 02. 1946)



Dekret des Präsidenten der Republik vom 25. Oktober 1945

über die Konfiskation des feindlichen Vermögens

und die Fonds der nationalen Erneuerung.

Slg. Nr. 108
Auf Vorschlag der Regierung und im Einvernehmen mit dem Slowakischen

Nationalrat bestimme ich:
Teil I  Konfiskation des feindlichen Vermögens. 

§1 Umfang des konfiszierten Vermögens.

(1) Konfisziert wird ohne Entschädigung - soweit dies noch nicht geschehen ist - für die
Tschechoslowakische Republik das unbewegliche und bewegliche Vermögen, namentlich
auch die Vermögensrechte (wie Forderungen, Wertpapiere, Einlagen, immaterielle
Rechte), das bis zum Tage der tatsächlichen Beendigung der deutschen und madjari-
schen Okkupation im Eigentum stand oder noch steht:

1. des Deutschen Reiches, des Königreiches Ungarn, von Körperschaften des
öffentlichen Rechts nach deutschem oder ungarischem Recht, der deutschen nazis-
tischen Partei, der madjarischen politischen Partei und an Personenvereinigungen,
Fonds und Zweckvermögen dieser oder mit deren Formationen, Organisationen,
Unternehmungen, Einrichtungen, Personenvereinigungen, Fonds und Zweckver-
mögen dieser oder der mit ihnen zusammenhängenden Regime, wie auch
anderer deutscher oder ungarischer juristischer Personen, oder physischer Personen
deutscher oder madjarischer Nationalität mit Ausnahme der Personen, die nach-
weisen, daß sie der Tschechoslowakischen Republik treu geblieben sind, sich nie-
mals gegen das tschechische und slowakische Volk vergangen haben und sich ent-
weder aktiv am Kampfe für deren Befreiung beteiligt oder unter dem nazistischen
oder faschistischen Terror gelitten haben.
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Auch dieser Rest

des Eigentums

wurde mehrfach

und gnadenlos

bei Kontrollen

geplündert. 



9



Verfassungsdekret des Präsidenten der Republik

vom 2. August 1945

über die Regelung der tschechoslowakischen Staatsbürgerschaft

der Personen deutscher und madjarischer Nationalität

Slg. Nr. 33
Auf Vorschlag der Regierung und im Einvernehmen mit dem Slowakischen Nationalrat
bestimme ich:
Die tschechoslowakischen Staatsbürger deutscher oder madjarischer Nationalität, die
nach den Vorschriften einer fremden Besatzungsmacht die deutsche oder madjarische
Staatsangehörigkeit erworben haben, haben mit dem Tage des Erwerbs dieser
Staatsangehörigkeit die tschechoslowakische Staatsbürgerschaft verloren.
(2) Die übrigen tschechoslowakischen Staatsbürger deutscher oder madjarischer
Nationalität verlieren die tschechoslowakische Staatsbürgerschaft mit dem Tage, an dem
dieses Dekret in Kraft tritt. (§1, Abs. 1)
(3) Dieses Dekret erstreckt sich nicht auf die Deutschen und Madjaren, die sich in der
Zeit der erhöhten Bedrohung der Republik (§ 18 des Dekrets des Präsidenten der
Republik vom 19. Juni 1945, Slg. Nr. 16, über die Bestrafung der nazistischen
Verbrecher, der Verräter und ihrer Helfershelfer sowie über die außerordentlichen Volks-
gerichte) bei der amtlichen Meldung als Tschechen oder Slowaken bekannt haben.
(4) Tschechen, Slowaken und Angehörige anderer slawischer Völker, welche sich in die-
sem Zeitraum, durch Zwang oder besonders berücksichtigungswürdige Umstände genö-
tigt, als Deutsche oder Madjaren bekannt haben, werden nicht nach diesem Dekret als
Deutsche oder Madjaren angesehen, wenn der Minister des Inneren eine Bescheinigung
über die nationale Zuverlässigkeit genehmigt, die der zuständige Bezirksnationalaus-
schuß (die Bezirksverwaltungskommission) nach Überprüfung der angeführten
Tatsachen ausstellt.
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War das die "humane Umsiedlung" laut Potsdam? 



Dekret des Präsidenten der Republik

vom 18. Oktober 1945

über die Auflösung der deutschen Universität Prag.

Slg. Nr. 122

Um die seit langem andauernden historischen Bemühungen des ganzen tschechischen
Volkes in der Frage der Prager Universität zum Abschluß zu bringen und die Früchte
der nationalen Revolution und des Kampfes um die Befreiung der Tschechoslowaki-
schen Republik rechtlich zu sichern, bestimme ich auf Vorschlag der Regierung:
Die Deutsche Universität Prag, die am 5. Mai 1945, dem ersten Tage des Aufstandes der
Prager Bevölkerung, zu bestehen aufgehört hat, wird als ein dem tschechischen Volk
feindliches Institut für immer aufgelöst. (§ 1)
Die wissenschaftlichen Institute und ihre Einrichtungen, wie auch das gesamte Ver-
mögen der Deutschen Universität Prag fallen an die Karlsuniversität. (§ 2)
Dieses Dekret tritt am 17. November 1939 in Kraft, es wird vom Minister für Schul-
wesen und Kultur durchgeführt. (§ 3)

Gesetz vom 6. Mai 1948

über die Liquidierung der Rechtsverhältnisse der Deutschen

Evangelische Kirche in Böhmen, Mähren und Schlesien

Slg. Nr. 131

Die Deutsche Evangelische Kirche in Böhmen, Mähren und Schlesien (weiterhin nur
"Kirche" genannt) hat am 4. Mai 1945 aufgehört zu bestehen. (§ 1)
Das gesamte unbewegliche und bewegliche Vermögen, namentlich auch die
Vermögensrechte, das bis zum 4. Mai 1945 im Eigentum der Kirchengemeinden (der
Pfarr- oder Kreisgemeinden oder allgemeinen Gemeinden) der Kirche oder ihrer
Anstalten, Stiftungen und Fonds stand, geht in das Eigentum des Tschechischen Staates
über.
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Aufrufe zum Genozid (Völkermord)
Beneš 1942: "In unserem Land wird das Ende des Krieges mit Blut geschrieben

werden. Den Deutschen wird erbarmungslos und vielfach alles vergolten wer-

den, was sie in unserem Land seit 1938 begangen haben. Die ganze Nation wird

an diesem Kampf teilnehmen." (Rundfunkrede, 27. Oktober 1942) 
Beneš 1944: "Der Umsturz muß gewaltsam, muß eine gewaltige Volksabrech-

nung mit den Deutschen... ein blutiger, unbarmherziger Kampf sein." (Rede vor
dem Staatsrat, 3. Februar 1944)
General S. Ingr: "Wenn unser Tag kommt, wird die ganze Nation dem hussiti-

schen Schlachtruf folgen: Schlagt sie, tötet sie, laßt keinen am Leben. Wenn

keine Feuerwaffen zur Hand sind, dann jede Art von Waffe, die schneidet,

sticht oder trifft..." (Aufruf, 3. November 1944 über den britischen Rundfunk)



Dekret des Präsidenten der Republik

vom 19. September 1945

über die Arbeitspflicht der Personen, welche die tschechoslowakische

Staatsbürgerschaft verloren haben.

Slg. Nr. 71.

Auf Vorschlag der Regierung bestimme ich:

Zur Beseitigung und Wiedergutmachung der durch den Krieg und die Luftangriffe ver-
ursachten Schäden, wie auch zur Wiederherstellung des durch den Krieg zerrütteten
Wirtschaftslebens wird eine Arbeitspflicht der Personen eingeführt, die nach dem
Verfassungsdekret des Präsidenten der Republik vom 2. August 1945, Slg. Nr. 33, über
die Regelung der tschechoslowakischen Staatsbürgerschaft der Personen deutscher und
madjarischer Nationalität, die tschechoslowakische Staatsbürgerschaft verloren haben.
Die Arbeitspflicht erstreckt sich auch auf Personen tschechischer, slowakischer oder
einer anderen slawischen Nationalität, die sich in der Zeit der erhöhten Bedrohung der
Republik um die Erteilung der deutschen oder der madjarischen Staatsangehörigkeit
beworben haben, ohne dazu durch Zwang oder besondere Umstände gezwungen zu sein
(§ 5 des genannten Verfassungsdekretes). (§ 1, Abs. 1)
Der Arbeitspflicht unterliegen Männer vom vollendeten 14. bis zum vollendeten 60.
Lebensjahr und Frauen vom vollendeten 15. bis zum vollendeten 50. Lebensjahr.
Von der Arbeitspflicht sind befreit:
a) körperlich oder geistig untaugliche Personen, solange dieser Zustand dauert, 
b) schwangere Frauen, vom Beginn des vierten Monates der Schwangerschaft an, 
c) Wöchnerinnen, für die Zeit von sechs Wochen nach der Niederkunft und 
d) Frauen, die für Kinder unter sechs Jahren zu sorgen haben. (§ 2, Abs. 1 und 2)
Die zur Arbeit zugeteilten Personen sind verpflichtet, die ihnen auferlegte Arbeit ordent-
lich und gewissenhaft zu verrichten und alles zu unterlassen, was das Erreichen des
Zwecks in dem betreffenden Arbeitsbereich erschweren oder gefährden könnte. Sie sind
gehalten, die ihnen auferlegte Arbeit an jedem beliebigen Ort zu leisten, und sind ver-
pflichtet, auch Arbeiten zu verrichten, die nicht zu ihrer normalen Beschäftigung gehö-
ren. (§ 8, Abs. 1)
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Ripkas Resümee über die erste Etappe der genozitalen Vertreibung: "Wir waren

zu langsam und zu nachsichtig mit den Deutschen... Die Bevölkerung führte

in den ersten Monaten nach der Befreiung den Plan der Regierung nicht

durch, und die ganze Operation der Vertreibung der Deutschen ist daher ver-

langsamt worden."



Dekret des Präsidenten der Republik

vom 27. Oktober 1945

über die Zwangsarbeits-Sonderabteilungen 

Slg. Nr. 126.

Auf Vorschlag der Regierung bestimme ich:

Nach den Bestimmungen des § 14 Buchst. b) des Dekretes des Präsidenten der Republik
vom 19. Juni 1945, Slg. Nr. 16, über die Bestrafung der nazistischen Verbrecher, der
Verräter und ihrer Helfershelfer sowie über die außerordentlichen Volksgerichte werden
in den Gefängnissen der Kreisgerichte und in den Strafanstalten Zwangsarbeits-
Sonderabteilungen (weiterhin nur "Abteilungen" genannt) aufgestellt. (§ 1 (1))
Der Justizminister kann für solche Abteilungen auch besondere Lager errichten und
ihre Organisation regeln. (§ 1(2))

Die Sträflinge haben keinen Anspruch auf Entlohnung für die Arbeit in den Abteilun-
gen. Das für ihre Arbeiten vereinbarte Entgelt fällt an den Staat. Bei der Festsetzung der
Höhe dieses Entgelts ist darauf zu achten, daß die Löhne der Arbeiterschaft nicht unter-
boten werden. (§ 4)

Gesetz vom 11. April 1946
über die Arbeits- (Lehr-) Verhältnisse der Deutschen, der Madjaren,

der Verräter und ihrer Helfershelfer
Slg. Nr. 83.

Die vorläufige Nationalversammlung der Tschechoslowakischen Republik hat folgendes
Gesetz beschlossen:
Die Arbeits- (Lehr-) Verhältnisse der Personen, welche die tschechoslowakische
Staatsbürgerschaft nach dem Verfassungsdekret des Präsidenten der Republik vom 2.
August 1945, Slg. Nr. 33, über die Regelung der tschechoslowakischen Staatsbürger-
schaft der Personen deutscher und madjarischer Nationalität, verloren haben, erlöschen
an dem Tage, an dem dieses Gesetz in Kraft tritt, soweit darin nicht anders bestimmt
wird. (§ 1(1))
Mit dem Ablauf von drei Monaten seit dem Tage, an dem dieses Gesetz in Kraft tritt,
erlöschen, soweit sie nicht gemäß § 3 oder § 4 bereits früher erloschen sind, die Arbeits-
(Lehr-) Verhältnisse ... (§ 1(2))
Soweit sie nicht bereits früher erloschen sind, erlöschen an dem Tage, an dem dieses
Gesetz in Kraft tritt, auch die Arbeits- (Lehr-) Verhältnisse der deutschen und madjari-
schen Staatsangehörigen deutscher und madjarischer Nationalität, auf die sich das
Verfassungsdekret Slg. Nr. 33/1945 nicht erstreckt. (§ 1(4))
Der Arbeitnehmer, dessen Arbeits- (Lehr-) Verhältnis nach den vorstehenden
Bestimmungen erloschen ist, hat keinen Anspruch auf die Leistung, welche ihm sonst
nach Gesetz oder Vertrag für den Fall einer vorzeitigen Beendigung des Arbeits- (Lehr-)
Verhältnisses zustehen würde. (§ 5)
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Gesetz vom 8. Mai 1946

über die Rechtmäßigkeit von Handlungen, die mit dem Kampf

um die Wiedergewinnung der Freiheit der Tschechen und

Slowaken zusammenhängen.

Slg. Nr. 115.

Die vorläufige Nationalversammlung der Tschechoslowakischen Republik hat folgendes
Gesetz beschlossen:
Eine Handlung, die in der Zeit vom 30. September 1938 bis zum 28. Oktober 1945 vor-
genommen wurde und deren Zweck es war, einen Beitrag zum Kampf um die
Wiedergewinnung der Freiheit der Tschechen und Slowaken zu leisten, oder die eine
gerechte Vergeltung für Taten der Okkupanten oder ihrer Helfershelfer zum Ziele hatte,
ist auch dann nicht widerrechtlich, wenn sie sonst nach den geltenden Vorschriften
strafbar gewesen wäre. (§ 1)
(1) Ist jemand für eine solche Straftat bereits verurteilt worden, so ist nach den
Vorschriften über die Wiederaufnahme des Strafverfahrens vorzugehen.
(2) Zuständig ist das Gericht, vor dem das Verfahren in erster Instanz stattgefunden hat
oder, falls ein solches Verfahren nicht stattgefunden hat, das Gericht, das jetzt in erster
Instanz zuständig sein würde, wenn die Rechtswidrigkeit der Tat nicht nach § 1 ausge-
schlossen wäre.
(3) Trifft mit einer in § 1 genannten Tat eine Straftat zusammen, für die der Angeklagte
durch dasselbe Urteil verurteilt wurde, so fällt das Gericht für diese andere Tat durch
Urteil eine neue Strafe unter Berücksichtigung des bereits erfolgten Schuldspruches. (§ 2)
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Erschlagen -
bis heute ungesühnt
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